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Satzung 

Des Kleingartenvereins „Am Schwemmbach“ e.V. 
§ 1
Name, Sitz und Rechtsform


(1) Der Verein wurde im April 1919 gegründet und führt den Namen Kleingartenverein „Am Schwemmbach“ e.V. (nachfolgend KGV genannt).

(2) Er hat seinen Sitz in Erfurt.

(3) Die Postanschrift lautet:
KGV „Am Schwemmbach“ e.V.

Wilfried Müller

Scharnhorststr.4 in 99099 Erfurt 

(4) Der KGV hat seinen Gerichtsstand in Erfurt und ist beim Amtsgericht Erfurt unter der Nummer 167 im Vereinsregister eingetragen.

(5) Der KGV ist Mitglied im „Stadtverband Erfurt der Kleingärtner“ e.V.

(6) Die Kleingartenordnung des KGV’s und der Abnehmervertrag für Wasser und Strom sind Bestandteile der Satzung (Anlagen).

(7) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Ziele und Aufgaben

(1) Der KGV erstrebt, unterstützt und betreibt die Förderung des Kleingartenwesens und die Schaffung von Gemeinschaftsanlagen, die der Allgemeinheit dienen. Er ist selbstlos tätig und verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke.

(2) Der KGV verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Es werden Ziele, Aufgaben und Ergebnisse humanistischer, sozialer, ökologischer und kultureller Interessen der Bürger verfolgt. Der KGV ist parteipolitisch und konfessionell neutral. Jegliche Mittel werden satzungsgemäß verwendet. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

(3) Der KGV ist Zwischenpächter des „Stadtverbandes Erfurt der Kleingärtner“ e.V. Er verpachtet die in der Kleingartenanlage vorhandenen Parzellen zur nichtgewerbsmäßigen Nutzung an seine Mitglieder, insbesondere zur Gewinnung von Gartenbauerzeugnissen für den Eigenbedarf sowie zur naturverbundenen Freizeitgestaltung und Erholung.

(4) Der KGV fördert die Interessen seiner Mitglieder zur Gestaltung der Kleingartenanlage als Bestandteil des öffentlichen Grüns, zur Naturverbundenheit und zur Einhaltung der gesellschaftlichen Ziele des Umwelt- und Naturschutzes.

(5) Der KGV stellt sich insbesondere folgende Aufgaben:

1. Die Nutzung der angepachteten Bodenflächen zur Bewirtschaftung von Kleingärten entsprechend der Kleingartenordnung.

2. Die Mitglieder fachlich zu beraten und zu betreuen.

3. Übernahme von Betreuungs- und Verwaltungsaufgaben für den Verband.

4. Kleingärten darf der KGV nur an Vereinsmitglieder zur Nutzung übergeben. Die Kleingärtner nutzen den Kleingarten zur Gewinnung von Gartenbauerzeugnissen für den Eigenbedarf und zur Erholung.

§ 3 Mitgliedschaft

(1) Mitglied kann jede volljährige Person werden, die den Hauptwohnsitz in Erfurt hat, auch wenn sie keinen Kleingarten, der unter der Verwaltung des KGV`s steht, nutzen will (fördernde oder passive Mitglieder). 

(2) Minderjährige nach Vollendung des 14. Lebensjahres können mit Zustimmung der gesetzlichen Vertreter Mitglied werden. 

(3) Die Mitgliedschaft muss durch schriftliche Beitrittserklärung gegenüber dem Vorstand beantragt werden, mit der auch die Satzung anerkannt wird. Der Vorstand entscheidet über die Aufnahme. 

(4) Mit der Zahlung der Aufnahmegebühr und des Mitgliedsbeitrages für das laufende Kalenderjahr ist der Erwerb der Mitgliedschaft vollzogen. Jedes Mitglied erhält eine Satzung.

§ 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder

      (1) Jedes Mitglied ist berechtigt:

1. Sofern Volljährigkeit vorliegt an den Wahlen im Verein teilzunehmen, sich für eine Wahlfunktion zu bewerben und selbst gewählt zu werden.

2. An den Versammlungen teilzunehmen und sich an den Aussprachen zu beteiligen.

3. Einrichtungen des Vereins zu nutzen.

4. Sich in Vereinsfragen, die seine Person oder die Gemeinschaft betreffen, an den Vorstand oder an die Mitgliederversammlung zu wenden.

     (2) Jedes Mitglied ist verpflichtet:

1. Sich für die Verwirklichung der in der Satzung festgelegten Ziele und Aufgaben einzusetzen.

2. Den mit der Mitgliedschaft und dem Pachtvertrag eingegangenen Zahlungsverpflichtungen zu den festgelegten Terminen und in der entsprechenden Höhe nachzukommen.

3. Die beschlossenen Gemeinschaftsleistungen (Arbeitsstunden) zu leisten oder finanziell abzugelten.

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet:

1. Durch den Austritt, der in Schriftform gegenüber dem Vorstand zu erklären ist.

2. Tod des Mitgliedes.

3. Kündigung durch den Vorstand (Bedarf der Schriftform).

4. Mit Ausschluss durch die Mitgliederversammlung.

5. Auflösung des KGV.

(2) Die Kündigung durch den Vorstand kann erfolgen, wenn das Mitglied gegen die Satzung verstößt, mit dem Mitgliedsbeitrag länger als drei Monate im Rückstand ist, Vereinsbeschlüsse nicht befolgt oder ein sonstiges vereinsschädigendes Verhalten zeigt. Die Kündigung erfolgt mit einfacher Mehrheit durch einen vom Vorstand  zu fassenden Beschluss, welcher zu begründen ist. Das Mitglied muss vom Vorstand vor Beschlussfassung gehört werden. Der Beschluss über die Kündigung ist dem Mitglied schriftlich bekannt zu geben.

(3) Gegen den Beschluss des Vorstandes über die Kündigung kann das betroffene Mitglied innerhalb von 2 Wochen nach Bekanntgabe schriftlich Beschwerde beim Vorstand einlegen. Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung. Wird der Beschwerde durch den Vorstand nicht abgeholfen, entscheidet die Mitgliederversammlung mit einfacher Stimmenmehrheit über die Beschwerde und somit über den Ausschluss.

(4) Die Mitgliedschaft im KGV ist nicht übertragbar und nicht vererblich.

§ 6 Beginn und Beendigung des Pachtvertrages

(1) Beginn des Pachtverhältnisses:

1. Der Pachtvertrag wird zwischen dem Vorstand des KGV und dem Pächter eines Kleingartens abgeschlossen. Der Pachtvertrag beginnt mit der Unterzeichnung des Vertrages durch beide Seiten. Er wird auf unbestimmte Zeit, längstens jedoch für die Dauer des Bestehens des KGV geschlossen.

2. Der Abschluss des Pachtvertrages für einen Kleingarten ist an die Mitgliedschaft beider Ehepartner im KGV gebunden (mitgliedschaftliche Überlassung). Der Pachtvertrag wird deshalb mit beiden Ehepartnern abgeschlossen. Gleiches gilt analog für eheähnliche Gemeinschaften.

3. Der Verein hat für seine Forderungen aus dem Pachtverhältnis ein Pfandrecht.

4. Der Kleingarten wird in dem Zustand verpachtet, in dem er sich bei Vertragsabschluss befindet, jedoch ohne Gewähr für verdeckte Mängel und Fehler. Der Pächter verzichtet insoweit auf jegliche Haftung gegenüber dem Verpächter.

5. Eine Weiterverpachtung oder dauerhafte Nutzungsüberlassung eines Kleingartens durch den Pächter an Dritte ist nicht statthaft. Bei Abwesenheitspflege des Kleingartens von mehr als vier Wochen ist der Vorstand zu informieren.

(2) Beendigung des Pachtverhältnisses durch den Pächter:

1. Wenn der Pächter die Absicht der Aufgabe des Kleingartens bekundet oder die Mitgliedschaft beendet, ist dies dem Vorstand schriftlich mitzuteilen. Das Pachtverhältnis und die sich daraus ergebenden Pflichten enden mit der Übergabe an den neuen Pächter.

2. Im Falle des Ablebens eines von beiden Pächtern, die den Pachtvertrag gemeinsam abgeschlossen haben, endet der Pachtvertrag erst mit dem Tode des zuletzt lebenden Pächters. Nahe Angehörige des früheren Pächters werden bei der Neuverpachtung bevorzugt.

(3) Beendigung des Pachtvertrages durch den Verpächter:

1. Bei besonders schwerwiegenden Pflichtverletzungen kann der Vorstand den Pachtvertrag mit einer Frist von einem Monat zum Monatsende kündigen. Die Kündigung bedarf der Schriftform und ist zu begründen. Das Beschwerdeverfahren ist analog wie im § 5 (3) erläutert. 

2. Gründe für eine Kündigung sind insbesondere:

a. Wiederholte oder auch schwerwiegende Pflichtverletzungen.

b. Die Errichtung eines Bauwerkes, welches der Genehmigungspflicht unterliegt, ohne Zustimmung der zuständigen Stellen.

c. Strom und/oder Wasserentnahme unter Umgehung der Zähleinrichtung.

d. Anderes gemeinschaftsstörendes bzw. vereinsschädigendes Verhalten.

             Kündigungsgründe beurteilt der Vorstand unter Berücksichtigung der Beschwerden von 
             Mitgliedern und unter Anhörung des betroffenen Pächters.

§ 7 Wechsel des Pächters

1. Der abgebende Pächter hat Anspruch auf Entschädigung entsprechend der Regelungen des BKleingG. Er hat nur einen Anspruch in der Höhe, wie er sich nach der Schätzung gemäß den geltenden Richtlinien für die Wertermittlung ergibt. Die Entschädigung erfolgt durch den nachfolgenden Pächter auf Grundlage des Kaufvertrages. 

2. Die Bewertung der Bauten und Anpflanzungen erfolgt durch eine unabhängige Schätzkommission. Unzulässige Anpflanzungen und Bauten werden nicht bewertet und sind zu entfernen. 

3. Den Antrag zum Einsatz der Schätzkommission stellt der Vorstand. Die Schätzung ist kostenpflichtig für den abgebenden Pächter und kann dem nachfolgenden Pächter im Kaufvertrag nicht auferlegt werden.

4. Der Kaufvertrag wird mit der Bestätigung durch den vertretungsbefugten Vorstand wirksam.

§ 8 Die Organe des Vereins

Die Mitgliederversammlung

Der Vorstand

Die Kassenprüfer

1. Die Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung ist das höchste Organ des Vereins. Ihre wesentlichen Aufgaben bestehen in der: 

· Entgegennahme und Bestätigung des Berichtes für das jeweils abgelaufene Geschäftsjahr und Entlastung des Vorstandes;

· Entgegennahme und Bestätigung des Berichtes des Kassenprüfers;

· Organisation der Wahl des Vorstandes sowie des Kassenprüfers;

· Neufassung, Änderung und Bestätigung der Satzung und der Kleingartenordnung;

· Festlegen der Höhe des Mitgliedsbeitrages;

· Beschlussfassung über Anträge des Vorstandes und der Mitglieder;

· Entscheidung über die Beschwerde eines Mitgliedes gegen die Kündigung;

· Entscheidung über die Ablehnung als Mitglied durch den Vorstand;

· Der Vorstand und der Kassenprüfer können mit einfacher Stimmenmehrheit abgewählt werden. Dies trifft auch für ihre einzelnen Mitglieder zu;

· Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins.

(2) Die ordentliche Mitgliederversammlung ist durch den Vorstand mindestens einmal im Jahr einzuberufen. Diese ist zugleich die Jahreshauptversammlung. Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn das Interesse des Vereins es erfordert.

(3) Die Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberufen ist.

(4) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt durch den Vorstand mittels Aushängen unter Angabe der Tagesordnung, des Versammlungsortes und der Zeit in einer Frist von mindestens zwei Wochen. Mitgliederversammlungen werden vom Vorstand geleitet.

(5) Außerordentliche Mitgliederversammlungen können durch den Vorstand einberufen werden oder wenn es von mindestens einem Drittel der Mitglieder schriftlich gefordert wird. Wird diesem Verlangen durch den Vorstand nicht entsprochen, können Mitglieder, die den Antrag gestellt haben die Schiedskommission beim Stadtverband anrufen.

(6) Beschlüsse zur Neufassung bzw. Änderung der Satzung des Vereins, der Zugehörigkeit oder Austritt sowie der Auflösung des Vereins bedürfen einer Zweidrittelmehrheit der Versammlung. Stimmberechtigt sind nur Mitglieder des Vereins.

(7) Über die Versammlungen sind Niederschriften anzufertigen und vom Versammlungsleiter zu bestätigen.  

2. Der Vorstand

(1) Der Vorstand setzt sich zusammen aus:

- Dem Vorsitzenden,

- Dem Stellvertreter,

- Dem Schriftführer,

- Dem Schatzmeister,

- Dem Fachberater,

- Den Beisitzern.

(2) Der Vorstand wird gerichtlich und außergerichtlich durch den Vorsitzenden allein oder durch den Stellvertreter gemeinsam mit einem weiteren Vorstandsmitglied vertreten. Die Bestellung einer Rechtsvertretung obliegt dem Vorstand. Die Tätigkeit des Vorstandes wird bestimmt durch die Satzung und die Beschlüsse der Mitgliederversammlung. Er ist berechtigt, die dazu erforderlichen Geschäfte wahrzunehmen. Der Vorstand tritt nach Bedarf zusammen. Auf Antrag von einem Drittel seiner Mitglieder hat der Vorsitzende innerhalb einer Woche zu einer außerordentlichen Sitzung einzuladen. Über jede Sitzung des Vorstandes ist ein Protokoll zu fertigen und bei den Vereinsunterlagen aufzubewahren.

(3) Jedes Vorstandsmitglied hat das Recht auf Passivvertretung, d.h. zur Entgegennahme von Erklärungen wie z.B. Austrittserklärungen von Vereinsmitgliedern, Eingaben u.a. mündlichen oder schriftlichen Informationen. Es ist jedoch in jedem Falle umgehend der Vorstand in Kenntnis zu setzen.

(4) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von vier Jahren gewählt

Eine Wiederwahl ist zulässig. Die Mitglieder des Vorstandes bleiben solange im Amt bis ein neuer Vorstand gewählt wurde.

Scheidet ein Vorstandsmitglied aus, ist dieses Amt  personell zu besetzen, jedoch nur bis zur  nächsten Vorstandswahl. Wählbar ist jedes Mitglied des KGV nach Vollendung des 18. Lebensjahres. Der zur Wahl stehende Kandidat sollte für die jeweilige Vorstandstätigkeit über die notwendige Eignung verfügen. 

(5) Die Mitglieder des Vorstandes üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Mit Beschluss des Vorstandes kann ihnen eine pauschale Vergütung, die sich an dem tatsächlichen zeitlichen Aufwand orientiert, gezahlt werden. Die steuer- und abgaberechtlichen Vorschriften sind strikt einzuhalten. Die Erstattung von Auslagen gegen Beleg bzw. von nachgewiesenen Fahrtkosten bleiben hiervon unberührt.
(6) Das Vorstandsamt kann auch durch Abberufung durch die Mitgliederversammlung enden. Dies gilt auch für einzelne Mitglieder. Die Abberufung bedarf des Nachweises grober Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung des Vereins.

(7) Der Vorstand bzw. Vorstandsmitglieder haben das Recht, ihr Amt niederzulegen. Liegt kein triftiger Grund dazu vor, kann die Amtsniederlegung nicht zur Unzeit erfolgen. Besteht der Antragsteller auf Rücktritt zur „Unzeit“, so bleibt sein Ersuchen wirksam.

(8) Dem Vorstand wird das Recht eingeräumt, Mitglieder in den Vorstand zu kooptieren. Die Mitgliederversammlung ist davon in Kenntnis zu setzen.

(9) Der Vorstand hat ein Weisungsrecht gegenüber den Mitgliedern und Pächtern in Bezug auf die Durchsetzung der Satzung, der Kleingartenordnung und aller in Verbindung mit der Vereinsführung stehenden rechtlichen Vorschriften. Im Einzelfall kann der Vorstand bei Verstößen von Vereinsmitgliedern oder Pächtern je nach Umständen über notwendige Maßnahmen befinden. 
(10) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn nicht alle Ämter besetzt sind.

(11) Der Vereinsvorstand wird ermächtigt, Satzungsänderungen, die vom Registergericht zur Wahrung der Eintragungspflicht oder vom Finanzamt zur Erhaltung der Gemeinnützigkeit verlangt werden, zu beschließen. Die Mitglieder des Vereins sind über derartige Satzungsänderungen nach Eintragung in das Vereinsregister zu informieren.
3. Die Kassenprüfer

(1) Die Wahl der Kassenprüfer erfolgt nach dem gleichen Prinzip, wie die Wahl des Vorstandes. Die Kassenprüfer dürfen nicht dem Vorstand angehören. 

(2) Die Kassenprüfer prüfen die satzungsgerechte Verwendung der Finanzen des Vereins. Die Prüfung erfolgt mindestens einmal im Jahr ohne Voranmeldung in selbstständiger Verantwortung. 

(3) Über die Kontrollen erstatten sie der Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) Bericht. Der Bericht bedarf der Bestätigung durch die Mitgliederversammlung.

§ 9 Finanzwirtschaft

(1) Die finanziellen Mittel zur Bestreitung der Geschäftsführung werden durch Mitgliedsbeiträge eingebracht. Die Höhe des Mitgliedsbeitrages orientiert sich an den absehbaren Ausgaben.

(2) Der Mitgliedsbeitrag ist ein Jahresbeitrag. Bei Erlöschen der Mitgliedschaft im laufenden Geschäftsjahr wird dieser nicht zurückerstattet.

(3) Durch die Mitglieder sind weiterhin zu zahlen:

Die Prämie der gemeinschaftlichen Haftpflichtversicherung, Pachtzins und die anteilige Steuer, Kosten für Strom- und Wasserverbrauch des Vereins entsprechend dem, Abnehmervertrag vom 28.02.1999 in der jeweils gültigen Fassung, Umlagen für die Instandhaltung des Vereins einschließlich Neuanschaffungen, Beitrag an den Stadtverband

(4) Zahlungstermine werden vom Vorstand festgelegt. Die im Punkt (3) aufgeführten Positionen sind durch den Vorstand einklagbar.

(5) Zur Deckung außergewöhnlichen Finanzbedarfs, außerhalb der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit, kann die Mitgliederversammlung die Erhebung von Umlagen beschließen. Umlagen können jährlich bis zu einer Höhe des 5-fachen eines Jahresmitgliedsbeitrages pro Parzelle beschlossen werden.

§ 10 Buchführung des Vereins

(1) Zur Abwicklung der Finanzgeschäfte des Vereins ist ein Konto einzurichten.

(2) Zahlungen und Überweisungen sind nur mit schriftlicher Bestätigung des Vorsitzenden oder im Vertretungsfalle durch dessen Stellvertreter und einer weiteren Unterschrift eines Vorstandsmitgliedes wirksam.

(3) Der Vorsitzende und der Schatzmeister tragen die Verantwortung für die sachliche Richtigkeit im Zahlungsverkehr.

(4) Zur Dokumentation des Zahlungsverkehrs und der Zahlungsbelege ist vom Schatzmeister ein Kassenbuch (auch elektronisch) zu führen. Zahlungsbelege sind zu archivieren und 5 Jahre aufzubewahren.

§ 11 Auflösung des Vereins

(1) Die Auflösung des Vereins erfolgt durch Beschluss mit einer Dreiviertel-Mehrheit sämtlicher Mitglieder oder durch Eröffnung des Verfahrens zur Gesamtvollstreckung durch das Amtsgericht. 

(2) Die Auflösung des Vereins erfolgt auf Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen durch den Vorstand.

(3) Das nach Beendigung der Liquidation vorhandene Vermögen fällt an den Stadtverband Erfurt der Kleingärtner e.V., zum Zwecke der Förderung des Kleingartenwesens der Stadt Erfurt. 

(4) Mitglieder des Vereins haben bei ihrem vorzeitigen Ausscheiden keinen Anspruch auf das Vereinsvermögen.

(5) Bei Auflösung des Vereins, agiert der Vorsitzende und bei seiner Abwesenheit der stellv. Vorsitzende mit einem Vorstandsmitglied als vertretungsberechtigter Liquidator.

§ 12 Schlussbestimmungen

(1) Die Satzung wurde in der Mitgliederversammlung vom 13.03.2004 beschlossen. Nach Eintragung ins Vereinsregister wird die Satzung wirsam und setzt alle bisherigen Vereinssatzungen außer Kraft.

(2) Sofern ein Punkt der Satzung rechtswidrig oder nichtig sein sollte, so bleibt der übrige Teil der Satzung von diesem Mangel unberührt.

(3) Die Änderung der Satzung wurde 23.03.2013 von der Mitgliederversammlung beschlossen und in die Satzung vom 13.03.2004 eingearbeitet.

Wilfried Müller








Vorsitzender
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